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Drucksache 3104 


Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Kulturpolitik 
(11. Ausschuß) 

über den Entwurf eines Gesetzes zur Errichtung einer Stiftung 
„Preußischer Kulturbesitz“ und zur Übertragung von Vermögens- 
werten des ehemaligen Landes Preußen auf die Stiftung 
- Drucksache 1670 - 


A. Beridit der Abgeordneten Frau Dr. Maxsein: 


I. 

Der vorliegende Gesetzentwurf befaßt sich mit 
der Regelung der rechtlichen und organisatorischen 
Verhältnisse des Kulturbesitzes des ehemaligen 
Landes Preußen. 

Der erste Referentenentwurf wurde bereits im 
Jahre 1950 von dem federführenden Bundes- 
ministerium der Finanzen fertiggestellt und sah die 
Überführung des Eigentums am preußischen Kul- 
turbesitz auf den Bund vor. Dieser Grundgedanke 
des Entwurfs wjurde von dem Unterausschuß 
„Kunst“ des Ausschusses für Kulturpolitik am 
13. April 1951 abgelehnt, da nach seiner Auffassung 
die Probleme des preußischen Kulturbesitzes durch 
seine Einbringung in eine Stiftung gelöst werden 
müßten, an der Bund und Länder zu gleichen Tei- 
len zu beteiligen seien. 

Da auch die Ständige Konferenz der Kultus- 
minister der Länder seinerzeit eine solche Lösung 
befürwortete, wurde im Bundesministerium der 
Finanzen ein entsprechender neuer Entwurf aus- 
gearbeitet. Die Verhandlungen mit den Ländern 
über diesen Entwurf zogen sich jedoch bis in den 
Herbst des Jahres 1952 hin, so daß die Vorlage des 
Gesetzentwurfs mit Rücksicht auf den bevorstehen- 
den Ablauf der Legislaturperiode zurückgestellt 
wurde. 

In weiteren Verhandlungen kamen die Länder 
zu der Auffassung, daß eine Vereinbarung über die 
Verwaltung des preußischen Kulturbesitzes einer 
gesetzlichen Regelung durch den Bund vorzuziehen 
sei, während sich die Überzeugung der beteiligten 
Bundesressorts, die Probleme des preußischen Kul- 
turbesitzes könnten nur im Wege der Bundes- 
gesetzgebung befriedigend gelöst werden, festigte. 


Der im 2. Bundestag eingebrachte Antrag der 
Fraktion der DP betr. Zusammenführung des Kul- 
turgutes der ehemaligen Staatlichen Museen Ber- 
lins — Drucksache 839 — , der dem Ausschuß für 
Kulturpolitik am 22. Oktober 1954 zur Bearbeitung 
überwiesen wurde, sah eine Regelung des Rechts- 
verhältnisses ähnlich dem jetzigen Gesetzentwurf 
vor. Die Länder setzten sich in den Beratungen für 
eine vorläufige Regelung entsprechend der jetzigen 
Verwaltungsvereinbarung ein. Die Behandlung des 
Antrages Drucksache 839 führte zu dem Antrag des 
Ausschusses für Kulturpolitik im Mündlichen Be- 
richt — Drucksache 1066 — , dessen Forderungen vom 
Plenum einstimmig angenommen wurden. Damit 
bekannte sich der Deutsche Bundestag zu der Auf- 
fassung, daß der gesetzlichen Regelung vor einer 
Verwaltungsvereinbarung der Vorzug zu geben sei. 

Am 27. Januar 1955 forderte der Bundestag in 
einer einstimmig gefaßten Entschließung die als- 
baldige Vorlage eines entsprechenden Gesetz- 
entwurfs. Die Bundesregierung hat diesen Gesetz- 
entwurf — Drucksache 1670 — am 14, April 1955 dem 
Bundesrat zugeleitet, der in seiner 140. Sitzung am 
6. Mai 1955 gemäß Artikel 76 Abs, 2 GG beschloß, 
dazu wie folgt Stellung zu nehmen: 

1. Der Bundesrat vermag den Gesetzentwurf aus 
verfassungsrechtlichen Gründen nicht zu billigen. 
Die vorgesehene Bildung einer Verwaltungs- 
einrichtung des Bundes auf dem Gebiete der 
Kulturverwaltung findet im Grundgesetz keine 
Rechtsgrundlage. Unabhängig davon besteht auch 
keine Notwendigkeit für eine bundesgesetzliche 
Regelung. 

Zur Begründung der verfassungsrechtlichen Be- 
denken wird auf Nr. 1 der Anlage verwiesen. 
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2. Der Bundesrat ist der Ansicht, daß die beteilig- 
ten Länder in rechtlich zulässiger Weise ein Ab- 
kommen über die gemeinsame Verwaltung des 
verlagerten preußischen Kunstbesitzes treffen 
können. Hierzu laufen bereits Verhandlungen 
zwischen den Ländern über eine Verwaltungs- 
vereinbarung, die von den Finanz- und Kultus- 
ministern ausgearbeitet worden ist und über die 
weitgehende Übereinstimmung erzielt wurde. 
Gegenstand dieses Abkommens wird es in erster 
Linie sein, eine einheitliche Verwaltung des ver- 
lagerten preußischen Kulturgutes und die ge- 
meinsame Finanzierung dieser Verwaltung sicher- 
zustellen. 

Es wird ein gemeinsames Verwaltungsorgan ge- 
bildet werden, in dem alle beteiligten Länder 
vertreten sind. Dieses Verwaltungsorgan soll 
auch über den Standort der Kunstschätze und 
der anderen Kulturgüter entscheiden, wobei die 
Wünsche Berlins zu berücksichtigen sind. Die 
Länder werden dem Bund eine Beteiligung an 
der Verwaltung vorschlagen. 

Das Abkommen soll klarstellen, daß es sich nur 
um eine provisorische Regelung handelt. Eine 
abschließende Eigentumsregelung für den preu- 
ßischen Kulturbesitz empfiehlt sich im gesamt- 
deutschen Interesse erst dann, wenn die ehemals 
preußischen Gebietsteile außerhalb des Gebiets 
der Bundesrepublik hierbei mitwirken können. 

3. Der Bundesrat ist im übrigen der Ansicht, daß 
der Gestzentwurf gemäß Artikel 84 Abs. 1, 105 
Abs. 3 und 135 Abs. 5 seiner Zustimmung bedarf. 

Die „Vereinbarung über die vorläufige Regelung 
der Verwaltung des Kulturbesitzes des ehemaligen 
Landes Preußen“ wurde am 7. Juli 1955 von den 
Ländern Baden-Württemberg, Berlin, Hessen, Nie- 
dersachsen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz 
und Schleswig-Holstein als Nachfolgeländer des 
ehemaligen Landes Preußen getroffen, die die ge- 
meinsame Aufgabe der Verwaltung und Erhaltung 
des preußischen Kulturbesitzes zugleich für die- 
jenigen Teile des ehemaligen Landes Preußen 
wahrzunehmen gedachten, deren Beteiligung zur 
Zeit nicht möglich ist. 

Die Bundesregierung hat den Gesetzentwurf am 
15. September 1955 dem Bundestag zugeleitet, der 
ihn in seiner 103. Sitzung am 29. September 1955 
dem Ausschuß für Kulturpolitik (federführend) und 
dem Ausschuß für Rechtswesen und Verfassungs- 
recht sowie dem Ausschuß für Gesamtdeutsche und 
Berliner Fragen zur weiteren Bearbeitung über- 
wiesen hat. 

Der Gesetzentwurf sieht im wesentlichen vor 

1. die Regelung der Eigentumsfrage, die die Län- 
dervereinbarung offenläßt, 

2. die Sicherung einer finanziellen Grundlage und 

3. die Verwaltung durch fachlich geschulte, von 
Bund und Ländern unabhängige Kräfte. 

Nach Auffassung der Bundesregierung kann eine 
endgültige Regelung erst nach Wiederherstellung 


der Einheit Deutschlands erfolgen. Alle zuvor ge- 
troffenen Regelungen durch Gesetz und durch Län- 
dervereinbarung können daher nur vorläufigen 
Charakter tragen. Einer bundesgesetzlichen Rege- 
lung sei im Hinblick auf die ihr innewohnende 
größere Stabilität im Vergleich zu einer Länder- 
vereinbarung der Vorzug zu geben. Dem Gesetz- 
entwurf liegt eine Rechts auf fassung zugrunde, wo- 
nach der preußische Kulturbesitz unter die Vor- 
schriften des Artikels 135 Abs. 1 bis 3 GG falle. 
Daher ist auch Artikel 135 Abs. 4 GG anwendbar, 
der eine von den Absätzen 1 bis 3 abweichende 
Regelung durch einfaches Bundesgesetz zuläßt, 
wenn ein überwiegendes Interesse des Bundes oder 
das besondere Interesse eines Gebietes dies er- 
fordere. Dieses überwiegende Interesse des Bundes 
ergibt sich daraus, daß es sich bei der Neuordnung 
der Rechtsverhältnisse dieses Kulturbesitzes um 
eine gesamtdeutsche Frage handelt. Nach dem 
Grundgesetz hat der Bund auch die Interessen der 
abgetrennten Gebiete zu vertreten. Analog den 
Bestrebungen zur Wiedervereinigung der getrenn- 
ten Teile Deutschlands ist die Wiederherstellung 
der Einheit des ehemaligen preußischen Kultur- 
besitzes als ein besonderes Ziel der deutschen Kul- 
turpolitik zu betrachten. Der Bestand der ehemali- 
gen Museen hatte sidi seinerzeit zu einer alle Kul- 
turen umfassenden Repräsentanz vereinigt. Diese 
Repräsentanz wieder herzustellen, erfordert die 
Rück- und Zusammenführung der verlagerten Be- 
stände, verbunden mit deren Ergänzung, und den 
Ausbau des Neuerwerbs aus dem Kunstschaffen. 

Die Auffassung des Verwaltungsausschusses der 
Ländervereinbarung stützt sich auf die Tatsache, 
daß wesentliche Teile des ehemaligen preußischen 
Gebiets an einer 'Gesamtregelung nicht beteiligt 
werden können. Die zerstreut verlagerten Kunst- 
güter sind inzwischen zusammengeführt, die Mehr- 
zahl dieser Kunstgüter schon nach Berlin zurüdc- 
geführt, so daß zwei Forderungen bereits weit- 
gehend erfüllt sind. Es ist ein Ausschuß zur Be- 
ratung bei der Durchführung etwa der Verleihung 
und des Erwerbs von Kunstgütern geschaffen. Mit 
Billigung der Kultusminister der Nachfolgeländer 
ist ein erster Haushaltsplan mit insgesamt 3,5 Mio 
DM aus Ländermitteln zur fachgerechten und sach- 
gemäßen Behandlung der Kulturgüter aufgestellt 
worden. 

Der Bundesminister der Finanzen ist der Auf- 
forderung, der Verwaltungsvereinbarung beizutre- 
ten, nicht gefolgt, da der Bundestag durch einstim- 
migen Beschluß die Bundesregierung mit dem Ent- 
wurf eines Gesetzentwurfs beauftragte. 

II. 

Der mitberatende Ausschuß für Gesamtdeutsdie 
und Berliner Fragen empfahl dem federführenden 
Ausschuß für Kulturpolitik am 20. März 1956, dem 
Gesetzentwurf beizupflichten, sofern a) die ver- 
fassungsrechtlichen Fragen zugunsten der Geset- 
zesvorlage geklärt werden könnten, b) die Erklä- 
rung des Bundesministers der Finanzen vom 



15. März 1956 Berücksichtigung finde, wonach die 
beteiligten Ressorts keine grundsätzlichen Beden- 
ken erheben gegen die Aufnahme einer ergänzen- 
den Bestimmung im Gesetzestext, nach der Berlin 
zum Sitz der Stiftung und zum Standort der aus 
Berlin verlagerten preußischen Kulturgüter be- 
stimmt wird, c) die Stellung Berlins als Standort 
der Kulturgüter bei der Zusammensetzung des 
Stiftungsrates in stärkerem Maße Ausdruck finde, 
als bisher in der Gesetzesvorlage vorgesehen. 

Der mitberatende Ausschuß für Rechtswesen 
und Verfassungsrecht stellte am 1. Oktober 1956 
fest, das Artikel 135 Abs. 2 und 4 GG eine Kompe- 
tenz des Bundes zum Erlaß dieses Gesetzes biete. 
Damit hat dieser Ausschuß außerdem festgestellt, 
daß das Gesetz nicht zustimmungsbedürftig ist. 

Der Ausschuß für Rechtswesen und Verfassungs- 
recht empfahl außerdem, neben einer redaktionel- 
len Änderung in § 12 Abs. 1 und der Verbesserung 
eines drucktechnischen Fehlers in § 27 eines Teils 
der Druckauflage, in § 1 durch Einfügung der 
Worte „mit Sitz in Berlin“ den Sitz der Stiftung 
gesetzlich festzulegen und dementsprechend § 9 zu 
streichen. Außerdem empfahl der Ausschuß in § 3 
die vorläufige Regelung durch die Stiftung zu -un- 
terstreichen mit Einfügung der Worte „bis zu einer 
Neuregelung nach der Wiedervereinigung“. 

Der federführende Ausschuß für Kultu^olitik 

hat sich, wie auch die beteiligten Ausschüsse, in 
Berlin vom Stand der Rückführung des ehemaligen 
preußischen Kulturbesitzes und von den im Hin- 
blick auf den geplanten Ausbau der Gebäude be- 
friedigenden 'Unterbringungsmöglichkeiten unter- 
richtet. Im Rahmen der Beratungen hat sich der 
Ausschuß einstimmig für eine Regelung der Pro- 


bleme des preußischen Kulturbesitzes durch Bun- 
desgesetz ausgesprochen und dem vorliegenden 
Gesetzentwurf in der Abschlußberatung am 14. No- 
vember 1956 in der überwiegenden Zahl seiner 
Paragraphen ohne Änderungswünsche zugestimmt. 
Abgesehen von der Richtigstellung drucktech- 
nischer Fehler im § 2 Abs. 2 Nr. 5 und § 27 unter- 
stützen die Änderungen und Einschaltungen, die 
der Ausschuß für Kulturpolitik vornahm, vor allem 
das Anliegen, Berlin zum Sitz der Stiftung und 
zum Standort der Kulturgüter zu machen (durch 
Einschaltung der Worte „mit Sitz in Berlin“ in § 1 
und durch Einfügung eines Absatzes 1 a in § 3 „Die 
Stiftung ist verpflichtet, die auf sie übergegange- 
nen, aus kriegsbedingten Gründen aus Berlin ver- 
lagerten Kulturgüter alsbald zurückzuführen“) und 
das gesamtdeutsche Interesse (durch Einschaltung 
der Worte ,.bis zu einer Neuregelung nach der Wie- 
dervereinigung“ in § 3). In § 2 hat der Ausschuß 
für Kulturpolitik aus sprachlichen Gründen die 
Bezeichnung „Belegenheitsland“ abgeändert. Im 
§ 12 wurden, einem Vorschlag des Rechtsausschus- 
ses folgend, die Worte „Haushaltsvoranschlag“ in 
Satz 1 und „Voranschlag“ in Satz 3 jeweils durch 
das Wort „Haushaltsplan“ ersetzt. In § 14 wurde 
der Nebensatz des letzten Satzes von Absatz 2 ab 
„jedoch“ gestrichen. Die Beschlüsse zu den einzel- 
nen Paragraphen wurden einstimmig gefaßt, und 
die Abstimmung über den Gesetzentwurf im Gan- 
zen ergab die Annahme bei einer Enthaltung. 


Bonn, den 18. Januar 1957 


Frau Dr. Maxsein 

Berichterstatterin 


B. Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 1670 — in der 
aus der nachstehenden Zusammenstellung ersicht- 
lichen Fassung anzunehmen. 

Bonn, den 14. November 1956 


Der Ausschuß für Kulturpolitik 


Gaul 

Vorsitzender 


Frau Dr. Maxsein 

Berichterstatterin 
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Zusammenstellung 

des Entwurfs eines Gesetzes zur Errichtung einer Stiftung 
„Preußischer Kulturbesitz'' und zur Übertragung von Vermögens 
werten des ehemaligen Landes Preußen auf die Stiftung 

- Drucksache 1670 - 

mit den Besdilüssen des Aussdiusses für Kulturpolitik 

(11. Ausschuß) 


Entwurf 

Entwurf eines Gesetzes zur Erriditung einer 
Stiftung „Preußlsdier Kulturbesitz" und zur 
Übertragung von Vermögenswerten des ehe- 
maligen Landes Preußen auf die Stiftung 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 

S 1 

(1) Unter dem Namen „Preußischer Kul- 
turbesitz" wird eine rechtsfähige Stiftung des 
öffentlichen Rechts errichtet, die mit dem In- 
krafttreten dieses Gesetzes als entstanden gilt. 

(2) Die Stiftung führt ein Dienstsiegel. 

S 2 

(1) Eigentum und sonstige Vermögens- 
rechte des ehemaligen Landes Preußen, die 
sich auf Gegenstände erstrecken, welche bis 
zum 9. Mai 1945 im Amtsbereich des Reichs- 
und Preußischen Ministers für Wissenschaft, 
Erziehung und Volksbildung oder im Amts- 
bereich des Preußischen Ministerpräsidenten 
verwaltet wurden, gehen mit dem Inkraft- 
treten dieses Gesetzes auf die Stiftung über, 
soweit es sich handelt 


Beschlüsse des 1 1. A u s s c h u s s e s 

Entwurf eines Gesetzes zur Errichtung einer 
Stiftung „Preußischer Kulturbesitz" und zur 
Übertragung von Vermögenswerten des ehe- 
maligen Landes Preußen auf die Stiftung 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 

§ 1 

(1) Unter dem Namen „Preußischer Kul- 
turbesitz" wird eine rechtsfähige Stiftung des 
öffentlichen Rechts mit Sitz in Berlin er- 
richtet, die mit dem Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes als entstanden gilt. 

(2) Die Stiftung führt ein Dienstsiegel. 

§ 2 

(1) unverändert 
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Entwurf 

1. um Kulturgüter; hierzu gehören ins»beson- 
dere Archiv-, Bibliotheks-, Museumsbe- 
stände und sonstige Kunstsammlungen 
oder wissenscfaaftliAe Sammlungen ein- 
schließlich Inventar; 

2. um Grundstücke, die überwiegend zur Un- 
terbringung dieser Kulturgüter bestimmt 
waren oder dienten. 

(2) Die Vorschriften des Absatzes 1 finden 
keine Anwendung: 

1. auf die Bestände der Bibliotheken und 
sonstigen Sammlungen der Hochschulen 
und staatlichen Lehranstalten sowie auf die 
dazugehörigen Grundstücke; 

2. auf die Grundstücke, die der Verwaltung 
der preußischen staatlichen Schlösser und 
Gärten imterstanden; 

3. auf das zu den unter Nr. 2 faHenden 
Grundstücken gehörige Inventar, soweit es 
nicht im einzelnen Bestandteil einer selb- 
ständigen Sammlung war oder ist; 

4. auf Archivbestände, die nur von regiona- 
ler Bedeutung für das Belegenheitsland 
sind; 

5. auf die Bestände der Staatlichen Kunst- 
sammlung in Kassel. 

(3) Die Stiftung ist verpflichtet, auf sie 
nach Absatz 1 übergegangene Vermögens- 
werte, die nur von regionaler kultureller Be- 
deutung für ein bestimmtes Land sind, auf 
dieses Land zu übertragen. 

§ 3 

(1) Die Stiftung hat den Zweck, die ihr 
übertragenen preußischen Kulturgüter für 
das deutsche Volk zu bewahren, zu pflegen 
und zu ergänzen, unter Beachtung der Tra- 
dition den sinnvollen Zusammenhang der 
Sammlungen zu erhalten und eine Auswer- 
tung dieses Kulturbesitzes für die Interessen 
der Allgemeinheit in Wissenschaft und Bil- 
dung und für den Kulturaustausch zwischen 
den Völkern zu gewährleisten. 


Beschlüsse des 1 1. A u s s c h u s s e s 


(2) Die Vorschriften des Absatzes 1 finden 
keine Anwendung: 

1. unverändert 


2. unverändert 


3. unverändert 


4. auf Archivbestände, die nur von regionaler 
Bedeutung für das Land sind, in welchem 

sie sich befinden; 

5. auf die Bestände der Staatlichen Kunst- 
sammlungen in Kassel. 

(3) unverändert 


§ 3 

(1) Die Stiftung hat den Zweck, bis zu 
einer Neuregelung nach der Wiedervereini- 
gung die ihr übertragenen preußischen Kul- 
turgüter für das deutsche Volk zu bewahren, 
zu pflegen und zu ergänzen, unter Beachtung 
der Tradition den sinnvollen Zusammen- 
hang der Sammlungen zu erhalten und eine 
Auswertung dieses Kulturbesitzes für die 
Interessen der Allgemeinheit in Wissenschaft 
und Bildung und für den Kulturaustausch 
zwischen den Völkern zu gewährleisten. 

(1 a) Die Stiftung ist verpflichtet, die auf 
sie übergegangenen, aus kriegsbedingten 
Gründen aus Berlin verlagerten Kulturgüter 
alsbald zurückzuführen. 
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Entwurf 

(2) Die Stiftung kann ‘die Verwaltung zu- 
sammengehöriger Bestände der Kulturgüter 
anderen geeigneten Dienststellen oder sonsti- 
gen Einrichtungen auf deren Antrag über- 
tragen. 

(3) Die Stiftung kann sich die treuhände- 
rische Verwaltung von Kulturgut übertragen 
lassen, das sich nicht in der Obhut des Be- 
rechtigten befindet. 

§ 4 

Die Stiftung erhält eine Satzung, die die 
Bundesregierung mit Zustimmung des Bun- 
desrates errichtet und die sie in gleicher 
Weise ändern und ergänzen kann. 

S 5 

Organe der Stiftung sind 

1. der Stiftungsrat; ihm obliegt die Leitung 
der Stiftung; 

2. der Kurator; er hat die Beschlüsse des Stif- 
tungsrates auszuführen und die laufenden 
Angelegenheiten ider Stiftimg wahrzuneh- 
men; 

3. der Beirat; er hat den Stiftungsrat und 
den Kurator zu beraten. 

S 6 

iDer Stiftungsrat ibesteht aus Vertretern des 
Bundes und der in der Satzung zu bezeich- 
nenden Länder. Das Nähere regelt die Sat- 
zung, 

S 7 

Der Kurator wird auf Vorschlag des Stif- 
tungsrates vom Bundespräsidenten bestellt 
oder ernannt. 

S 8 

Die Mitglieder des Beirates sind vom Stif- 
tungsrat aus dem Kreis von Sachverständigen 
zu berufen. Das Nähere regelt .die Satzung, 

§9 

Den Sitz der Stiftung bestimmt die Bundes- 
regierung, 

S 10 

Die Stiftimg untersteht der Aufsicht des 
Bundesmdnisters des Innern. 


Beschlüsse des 1 1. A u s s c h u s s e s 
(2) unverändert 


(3) unverändert 


S 4 

unverändert 


S 5 

unverändert 


§ 6 

unverändert 


S 7 

unverändert 


S 8 

unverändert 


S 9 

entfällt 

S 10 

unverändert 
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Entwurf 


Beschlüsse des 1 1. A u s s c h u s s e s 


S 11 

(1) Die Stiftung hat rechtzeitig vor Beginn 
eines jeden Gesch^tsjohres einen Haushalts- 
plan aufzustellen. Der Haushaltsplan bedarf 
der Genehmigung -des Bundesminlsters des 
Innern. Das Nähere regelt -die Satzung. 

(2) Die Haushalts- und Wirtschaftsführung 
der Stiftung unterliegt der Prüfung durch 
den Bundesrechnungshof. 

S 12 

(1) Die nach dem ¥Lzus\iz\tsvoranschlag 
zum Ausgleich etwaiger Fehlbeträge erfor- 
derlichen Mittel werden anteilig entsprechend 
dem satzungsmäßigen Stimmrecht vom Bund 
und von den in der Satzung bezelchneten 
Ländern zur Verfügung gestellt. Hierbei 
trägt jedes »dieser Länder, soweit nichts an- 
deres unter ihnen vereinbart ist, einen glei- 
chen Teilbetrag. Die zur Verfügung zu stel- 
lenden Zuschüsse sind im V oransdolag In den 
Einnahmen nachzuweisen. 

(2) Überschüsse sind dem Absatz 1 ent- 
sprechend anteilig an -den Bund und die Län- 
der bis zur Höhe der von diesen zur Ver- 
fügung gestellten Beträge abzuführen und in 
den Ausgaben nachzuweisen. 

§ 13 

(1) Die Geschäfte der Stiftung werden in 
der Regel durch Arbeitskräfte wahrgenom- 
men, die durch privatrechtlichen Dienstver- 
trag angestellt sind. 

(2) Planstellen für Beamte dürfen nur in 
dem Umfange eingerichtet werden, als sie 
für eine dauernde Tätigkeit zur Erfüllung 
hoheitsrechtlicher Aufgaben erforderlich sind. 

§ 14 

(1) Die Beamten der Stiftung sind mittel- 
bare Bundesbeamte. 

(2) Der Kurator und sein ständiger Ver- 
treter sind, wenn sie nicht mit dem Ziele 
der Ernennung zu Beamten auf Lebens- 
zeit berufen oder durch privatrechtlichen 
Dienstvertrag angestellt werden, auf die 
Dauer von zwölf Jahren zu berufen; Wie- 
derernennung ist zulässig. Werden sie auf 
Zeit ernannt, so finden auf sie die für Be- 
amte auf Lebenszeit geltenden Vorschriften 
des Bundesbeamtengesetzes entsprechende 


S 11 

unverändert 


S 12 

(1) Die nach dem Haushaltsplan zum Aus- 
gleich etwaige Fehlbeträge erforderlichen 
Mittel werden anteilig entsprechend dem 
satzungsmäßigen Stimmrecht vom Bund und 
von den In der Satzung bezelchneten Län- 
dern zur Verfügung gestellt. Hierbei trägt 
jedes dieser Länder, soweit nichts anderes 
unter ihnen vereinbart ist, einen gleichen 
Teilbetrag. Die zur Verfügung zu stellenden 
Zuschüsse sind im Haushaltsplan in den Ein- 
nahmen nachzuweisen. 

(2) unverändert 


S 13 

unverändert 


§ 14 

(1) unverändert 

(2) Der Kurator und sein ständiger Ver- 
treter sind, wenn sie nicht mit dem Ziele der 
Ernennung zu Beamten auf Lebenszeit be- 
rufen oder durch privatrechtlichen Dienst- 
vertrag angestellt werden, auf die Dauer von 
zwölf Jahren zu berufen; Wiederernennung 
Ist zulässig. Werden sie auf Zeit ernannt, so 
finden auf sie die für Beamte auf Lebenszeit 
geltenden Vorschriften des Bundesbeamten- 
gesetzes entsprechende Anwendung. 
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Anwendung, jedoch treten sie auch in den 
Ruhestand bei Ablauf der Amtszeit, wenn 
sie in diesem Zeitpunkt das achtundfünfzigste 
Lebensjahr vollendet haben und nicht wie- 
derernannt werden, 

(3) Oberste Dienstbehörde ist, soweit nicht 
die Zuständigkeit des Bundesministers des 
Innern begründet ist, für den Kurator und 
seinen ständigen Vertreter der Vorsitzende 
des Stiftungsrates, für die übrigen Beamten 
der Kurator. 

§ 13 

Mit Ausnalime des Kurators werden die 
Beamten der Stiftung von Vorsitzenden des 
Stiftungsrates ernannt. Dieser kann die Aus- 
übung seiner Befugnisse auf den Kurator 
übertragen, 

§ 16 

Auf das Dienstverhältnis der Angestellten 
imd Arbeiter der Stiftung finden die für die 
Angestellten und Arbeiter des Bundes jeweils 
geltenden gesetzlichen Vorschriften, Tarif- 
und Dienstordnungen sowie Tarif Vereinba- 
rungen imd Tarifverträge Anwendung. 

§ 17 

Die Vorschriften des § 2 Abs. 1 dieses Ge- 
setzes gelten nicht für Eigentum xmd sonstige 
Vermögensrechte, die nach dem 30. Januar 
1933 einer Gewerkschaft, Genossenschaft, 
politischen Partei oder sonstigen demokrati- 
schen Organisation weggenommen worden 
sind. 

§ 18 

Unter die Vorschriften des § 2 Abs. 1 die- 
ses Gesetzes fallen auch Eigentum und son- 
stige Vermögensrechte, die durch Gesetz für 
unübertragbar oder nur auf Grund besonde- 
rer Vereinbarung für übertragbar erklärt 
worden sind. 

§ 19 

Dingliche Rechte an Gnmdstücken und 
sonstigen Sachen und Rechten, auf die die 
Vorschriften des § 2 Abs. 1 dieses Gesetzes 
Anwendung finden, bleiben bestehen. 

§ 20 

Die Wirksamkeit rechtsgeschäftlicher Ver- 
fügungen, die vor dem Inkrafttreten dieses 
Gesetzes über Eigentum und sonstige Ver- 


(3) unverändert 


§ 15 

Mit Ausnahme des Kurators werden die 
Beamten der Stiftung vom Vorsitzenden des 
Stiftungsrates ernannt. 


§ 16 

unverändert 


§ 17 

unverändert 


§ 18 

unverändert 


§ 19 

unverändert 


§ 20 

unverändert 
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mögensrechte der in § 2 Abs. 1 dieses Ge- 
setzes bezeichneten Art getroffen worden 
sind, bleibt uniberührt. Das gleiche gilt für 
Reefatsänderungen kraft Gesetzes, die vor 
dem 20. April 1949 eingetreten sind. 

§ 21 

Soweit zwischen »den Beteiligten nichts an- 
deres vereinbart wird, gilt für (die Ausein- 
andersetzung zwischen der Stiftung und den 
Ländern folgendes: 

1. Ein Ersatz für Aufwendungen und Ver- 
wendungen, die bis zum Inkrafttreten die- 
ses Gesetzes von den Ländern in bezug 
auf Eigentum und sonstige Vermögens- 
rechte gemacht worden sind, auf die die 
Vorschriften des § 2 Abs. 1 dieses Gesetzes 
Anwendung finden, wird nicht geleistet. 
Den Ländern verbleiben bis zu diesem 
Zeitpunkt erzielte Nutzungen. 

2. Aufwendungen und Verwendungen, die 
nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes in 
bezug auf Eigentum und sonstige Vermö- 
gensrechte gemacht worden sind, auf die 
die Vorschriften des § 2 Abs. 1 dieses Ge- 
setzes Anwendung finden, sind von der 
Stiftung nach Maßgabe der Vorschriften 
des bürgerlichen Rechts zu erstatten. Nach 
diesem Zeitpunkt erzielte Nutzungen sind 
an die Stiftung abzuführen. 

3. Unbeschadet der Vorschrift -der Nr. 1 
Satz 2 sind an die Stiftung ferner abzu- 
führen alle sonstigen Vorteile, die ein Land 
auf Grund eines Vermögenswertes, auf 
den die Vorschriften des § 2 Abs. 1 dieses 
Gesetzes Anwendung finden, oder als Er- 
satz für die Zerstörung, Beschädigung oder 
Entziehung eines solchen Vermögenswertes 
oder durch ein Rechtsgeschäft erworben 
hat, das sich auf einen solchen Vermögens- 
wert bezieht. 


S 22 

Der Bundesminister des Innern und der 
Kurator der Stiftung sind berechtigt, von 
allen Stellen, die seit dem 9. Mai 1945 mit 
der Verwaltimg des unter die Vorschriften 
dieses Gesetzes fallenden Eigentums oder der 
unter die Vorschriften dieses Gesetzes fallen- 
den sonstigen Vermögensrechte befaßt waren, 
Auskunft zu verlangen und Einsicht in die 
Akten und Unterlagen zu nehmen. Das glei- 
che Recht hat der Bundesrechnungshof. 


§ 21 


unverändert 


S 22 

u n V e r ä n 


d 


e r t 
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§23 

(1) Steht das Eigentum an einem Grund- 
stück nach diesem Gesetz der Stiftung zu, 
so ist der Antrag auf Berichtigung des 
Grundbuchs von der Stiftung zu stellen. Der 
Antrag muß von dem Kurator oder seinem 
Vertreter unterschrieben und mit dem Siegel 
oder Stempel der Stiftung versehen sein. 
Zum Nachweis des Eigentums gegenüber dem 
Grundbuchamt genügt die in den Antrag 
aufzunehmende Erklärung, daß das Grund- 
stüdc zum Vermögen der Stiftung gehört. 

(2) Dies gilt entsprechend für sonstige im 
Grundbuch eingetragene Rechte. 

§ 24 

Soweit sich ein anhängiger Rechtsstreit 
durch dieses Gesetz erledigt, trägt jede Partei 
ihre außergerichtlichen Kosten und die Hälfte 
der gerichtlichen Auslagen. Die Gerichtsge- 
bühren werden nicht erhoben. 

§ 25 

Gerichtsgebühren und andere Abgaben, die 
aus Anlaß und in Durchführung dieses Ge- 
setzes entstehen, werden nicht erhoben. Bare 
Auslagen bleiben außer Ansatz. 

§ 26 

"nieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. 

§ 27 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des §13 
Verkündimg in Kraft. 


§ 23 

unverändert 


§ 24 

unverändert 


§ 25 

unverändert 


§ 26 

unverändert 


§ 27 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 
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